
Zivilgesell-
schaft als Trei-

ber einer neuen 
Nachhaltigkeits-

kultur kurz erklärt 
 
Deutschland in eine Kultur 
der Nachhaltigkeit zu führen, 
ist das Ziel unserer Bundesre-
gierung. Für die Politik be-
deutet das, die Zivilgesell-
schaft neben Markt und Staat 
verstärkt mit ins Boot zu neh-
men und am Prozess einer 
nachhaltigen Entwicklung zu 
beteiligen. Schon in der Anti-
ke war die Zivilgesellschaft 
ein Ausdruck für eine funktio-
nierende Gemeinschaft. Das 
große Engagement heute 
zeigt sich besonders in Ver-
einen, Stiftungen, Religions-
gemeinschaften, Selbsthilfe-
gruppen, Demonstrationsbe-
wegungen, Menschenrechts-
organisationen oder auch in 
Bildung, Erziehung, Kultur 
sowie der Wohlfahrtspflege. 
Die Agenda 21 der UN-Konfe-
renz für Umwelt und Entwick-
lung 1992 bezieht die Zivilge-
sellschaft stark mit ein. Die 
Nachfolgeagenda 2030 trat 
am 1. Januar 2016 in Kraft. Die 
einzelnen Regierungen und 
Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGOs) sind aufgerufen, 
Strategien für eine nachhalti-
ge Entwicklung aufzuzeigen 
und deren Umsetzung zu för-
dern. Auf europäischer Ebene 
gibt es unteranderem die Aar-
hus-Konvention, Wasserrah-
menrichtlinie und die Euro-
päische Bürgerinitiative 
(EBI). Auf nationaler Ebene ist 
beispielsweise die Arbeit der 
Enquetekommission des 
Bundestages mit ihren zahl-

reichen Projekten und Initia-
tiven aktiv, sowie der Rat für 
Nachhaltige Entwicklung 
und der Staatssekretärsaus-
schuss. Auf lokaler Ebene 
sind die Transition-Towns 
Initiativen (wandelbare Stadt) 
zu erwähnen. Aber auch 
Urban Gardening, Repair 
Cafés und Tauschbörsen, das 
ökologische und soziale 
Jahr/Bundesfreiwilligen-
dienst sowie die Beteiligung 
an Wahlen mit Unterschrif-
tensammlungen im Internet 
sind ebenfalls Formen des zi-
vilgesellschaftlichen Beitrags 
einzelner BürgerInnen.   
 
Sie alle leisten häufig als Eh-
renamtlerInnen Dienste an 
der Gesellschaft. Dazu bedarf 
es der Befähigung der Bürger-
Innen durch Bildung und der 
Übertragung von Verantwor-
tung, um die Freude an 
Selbstbestimmung und Parti-
zipation zu erhöhen.  Gerade 
die jüngere Generation lernt 
dabei wie Politik funktioniert 
und Konflikte zu lösen sind, 
um als mündige BürgerInnen 
Demokratie zu leben. Unter 
dem Begriff der Zivilgesell-
schaft verbergen sich also 
eine Vielzahl von Menschen, 
die Nachhaltigkeit auf allen 
Ebenen in die Gesellschaft 
tragen mit dem Ziel des Woh-
les jedes Einzelnen und der 
Gemeinschaft. Erinnern Sie 
sich eigentlich noch an den 
US-Präsidentenwahlkampf 
von Barak Obama, an „Stutt-
gart 21“, an Greta Thunberg, 
und wie es möglich war, viele 
Einzelne zu aktivieren, Netz-
werke zu bilden und Men-
schen im eigenen Umfeld mit-
zureißen?
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„WAS FRÜCHTE TRAGEN WIRD,  
TREIBT ZUERST BLÜTEN“ –  
  „WHAT EVER BEARS FRUIT,  
  WILL FIRST BEAR BLOSSOM“  
 (Swahili)

„
Foto: Simone Wobrock

Foto: Syuji Honda/AdobeStock

KOLUMNE
von Simone Wobrock

Kolumne KW 45 
Zivilgesellschaft

Nachhaltigkeit 
im Gesundheits-

wesen /Krankenkasse 
kurz erklärt 
 
„Gesundheit ist unser höchs-
tes Gut“, mit Gesundheit be-
schäftigt sich auch die sozia-
le Dimension von Nachhaltig-
keit. Die nachhaltige Entwick-
lung fordert daher ein glei-
ches Zugangsrecht zur Ge-
sundheitsversorgung für alle, 
unabhängig von der Herkunft 
(soziale Schicht), Einkom-
men, Geschlecht und dem 
Gesundheitszustand.   
 
Auf internationaler Ebene ent-
spricht dies dem nachhalti-
gen Entwicklungsziel SDG 3 
der vereinten Nationen, wenn 
es um „Gesundheit und 
Wohlergehen“ für alle geht.  
Längst ist bekannt, dass Kin-
der aus ärmeren Verhältnis-
sen häufig schlechtere Start-
chancen haben. Ernährung, 
Sport, Spiel und frühkindliche 
Bildung wie Musik wirken 
sich neben anderen Faktoren 
auf schulische Leistung, aber 
auch auf die Gesundheit und 
Lebenserwartung aus. An die-
sem Beispiel zeigt sich, dass 
Prävention ein wichtiges The-
ma für unsere Krankenkassen 
ist. Eine nachhaltige Kranken-
versicherung fördert auch 
eine gesunde und umweltbe-
wusste Lebensweise, nicht 
für ihre Mitglieder, sondern 
für die gesamte Gesellschaft. 
Sie vermeidet Müll und Fuhr-
parks, unterstützt die ökolo-
gische Landwirtschaft, betei-
ligt sich nicht an Atomkraft, 
Waffenindustrie, Kinderarbeit 
und ist Gemeinwohl orien-
tiert ausgerichtet.     
 
In Deutschland unterschei-
den wir zwischen der privaten 
und der gesetzlichen Kran-
kenkasse. Die Mitgliedschaft 
in einer privaten Krankenkas-

se ist mit einem bestimmten 
Gehalt verbunden. Ergo kön-
nen ökonomisch schlechter 
gestellte Menschen nicht von 
den in der Regel dort gegebe-
nen Leistungsvorteilen profi-
tieren.   
 
Um gesundheitlich präventiv 
zu wirken, müssen alle sozia-
len Schichten erreicht wer-
den, was offensichtlich nicht 
den Marketingstrategien der 
Krankenkassen entspricht. 
Nachhaltige Gesundheitsför-
derung setzt dagegen auf 
Chancengleichheit und ge-
rechte Teilhabe, damit Bonus-
programme für Yogakurse, 
Gesundheitsreisen mit Zu-
zahlungen nicht nur von den 
ohnehin schon aktiven Men-
schen genutzt werden. Der 
Wettbewerbsdruck unter den 
Kassen ist groß, die Angebo-
te sind vielfältig. Umso wich-
tiger ist eine transparente 
Evaluation über den Nutzen 
der Bonusprogramme, wie sie 
die nachhaltige Berichterstat-
tung fordert. Dabei stellt sich 
die Frage, welche Wirkung 
haben diese Programme lang-
fristig auf das Gesundheits-
system und das Gemein-
wohl?   
 
Für die Kassen kann ein Wer-
tewandel zu mehr sozialer 
Nachhaltigkeit Vertrauen bei 
den Mitgliedern schaffen und 
zu einem Wettbewerbsvorteil 
führen. Denn eine Gesell-
schaft kann nur so gut sein, 
wie sie mit den schwächsten 
Mitgliedern umgeht. Gerade 
am Beispiel Prävention zeigt 
sich, dass die Kosten durch 
Chancengleichheit langfristig 
die Kosten minimieren kön-
nen, die durch Armut gepaart 
mit schlechterem Zugang zu 
Gesundheitsleistungen ent-
stehen.  
 
Versicherte,  
„Zur Kasse bitte“. 
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ZUR KASSE BITTE!“
„
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